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Rechtswidrige Handlungen und Unterlaſſungen überhaupt und 
Uebertretungen der Steuervorſchriften insbeſondere können nur von 
willensfreien Meuſchen begangen werden. 

Deshalb ſind erſtens nur phyſiſche Perſonen eines 
vergehens fähig und in Folge deſſen mögliche Subjecte der 
ſtrafe, nicht aber auch die ſogenannten juriſtiſchen Perſonen. 

Dieſe find zwar als Zweckvermögen ſehr häufig ſteuerpflichtig 
und können ſich durch Mittelsperſonen auch dem Staatsſchatze gegen— 
über civiliter verpflichten; allein durch unerlaubte Handlungen 
(und gewiß auch durch ſolche Unterlaſſungen) ihrer Vermögensverwalter 
können dieſelben nach einem allgemein anerkannten Grundſatze nicht 
ſeloſt verbindlich gemacht werden. 

Wenn hierüber Jemand noch im Zweifel wäre, würde ihm der— 
ſelbe vom öſterreichiſchen Gefällsſtrafgeſetze nicht genommen werden; 
denn dieſes erklärt im $ 31 nur ganz einfach: 

„Den Beſtimmungen dieſes Geſetzes iſt Jedermann ohne Unter— 
ſchied der perſönlichen Ver hältniſſe, fo weit die Bedingungen 
zur Zurechnung der Uebertretung vorhanden ſind, unterworfen.“ 

Zweitens kann zwar, an und für ſich betrachtet, ein Steuer⸗ 
vergehen allerdings von jedem Menſchen ohne Ausnahme begangen 
werden; jedoch eine Steuerſtrafe kann den Thäter nur dann treffen, 
wenn die das Steuervergehen bildende Handlung oder Unterlaſſung 
ihre Entſtehung in dem Willen des betreffenden Menſchen hat: Wo 
der Wille fich nicht frei beſtimmen konnte, liegt eine ſtrafbare 
Handlung, beziehungsweiſe Unterlaſſung gar nicht vor. 

Von dieſem Principe ausgehend, hat das öſterreichiſche Gefälls— 
ſtrafgeſetz ($ 15) im Einklange mit dem allgemeinen Strafgeſetze als 
„Gründe zur Ausſchließung der Zurechnungsfähigkeit“ erklärt: 1. Zur 
Zeit der Begehung der Uebertretung oder länger andauernde Geiſtes⸗ 
ſtörung; 2. momentane unverſchuldete Bewußtloſigkeit; 3. unwider⸗ 
ſtehlicher Zwang; 4. Alter unter zehn Jahren. 


Steuer⸗ 
Steuer⸗ 


- zur Vollendung des 14. Lebensjahres (und überdies die Zeit bis 


Hiemit ſtimmt auch der Entwurf eines neuen Strafgeſetzes über 
Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen vom Jahre 1874 in den 
erſten drei Punkten überein; bezüglich der Unmündigkeit ſetzt er aber 
in den SS 60 und 61 das vollendete zwölfte Lebensjahr als 
Grenze der Zurechnungsfähigkeit und die Zeit vom Beginne des 13. 
bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres als Uebergangsperiode zur 
vollen Zurechnungsfähigkeit feſt. 

| Als letztere galt bisher nach dem Gefällsſtrafgeſetze ſowohl, als 
nach dem allgemeinen Strafgeſetze die Zeit vom Beginne des 11. bis 
zum 
vollendeten 20. Lebensjahre als ein Strafmilderungsgrund, nach dem 
allgemeinen Strafgeſetze auch als ein Grund zur Ausſchließung der 
Todes- und lebenslangen Freiheitsſtraſe, wobei es auch in Hinkunft 
ſein Bewenden haben wird) in dem Sinne, daß Kinder unter 14 
Jahren in einem geringeren als dem allgemein im Geſetze beſtimmten 
Grade zur Freiheitsſtrafe herangezogen wurden. 

Hingegen erklärt der neue Strafgeſetzentwurf in den 88 61 und 
62, daß Handlungen, welche in der Uebergangsepoche vom 13. bis 
zum 18. Lebensjahre begangen werden, künftig ſtraflos ſein ſollen, 
wenn erkannt wird, daß dem Thäter die zur Erkenntniß der Straf- 
barkeit der That erforderliche Einſicht gefehlt hat; nur im entgegen— 
geſetzten Falle ſoll eine Strafe, und zwar eine mildere, als die all— 
gemein auf die Handlung angedrohte, eintreten. 

Dieſe humanen Beſtimmungen des Strafgeſetzentwurfes ſind laut 
Motivenberichtes hiezu (S. 51) ſowohl im Principe, als in Betreff 
der Höhe der zwei Altersſtufen dem deutſchen Strafgeſetze nachgebildet, 
welches in dieſer Beziehung auf das ſeinerzeit abgegebene gründliche 
Gutachten der wiſſenſchaſtlichen Deputation für das Medicinalweſen 
baſirt iſt. 

Gleichwohl können wir für das Steuerſtrafrecht, wo es ſich in 

erſter Linie um Geldſtrafen handelt, alſo um Strafen, welche Jeder— 
mann, wenn er will, von den Schultern des Verurtheilten auf ſich 
nehmen kann, nur die Ausdehnung der Grenze der Zurechnungsfähigkeit 
von 10 auf 12 Lebensjahre mit voller Beruhigung acceptiren, dagegen 
als Uebergangsperiode zur vollen Zurechnungsfähigkeit höchſtens die 
Zeit vom Beginne des 13 bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres 
anrathen. 
Im Uebrigen möge es auch fernerhin bei der Anordnung des 
ı$ 81 G. St. G. betreffs der häuslichen Züchtigung unmündiger Ge⸗ 
fällsübertreter), ſowie des $ 82 G. St. G. betreffend die Einbringung 
der Geldſtrafen aus dem frei verfügbaren Vermögen, eventuell im Ein⸗ 
verſtändniſſe mit dem vormundſchaftlichen Gerichte auch aus dem ſon— 
ſtigen Vermögen minderjähriger Gefällsübertreter) verbleiben. 

An Stelle des 8 84 G. St. G. hätte dann die Beſtimmung zu 
treten, daß im Falle der Uneinbringlichkeit von Geldſtrafen, welche 
jugendlichen Perſonen (unter 16 Lebensjahren) mit Rückficht auf ihre 
Jutelligenz auferlegt worden ſind, einfache Haft (bis zu zwei Mona⸗ 
ten) zu verhängen ſei. 


1 


Im $ 13 erklärt das öſterreichiſche Gefällsſtrafgeſetz, daß Un⸗ 
kenntniß der übertretenen Vorſchrift die Zurechnung nicht aus⸗ 
ſchließe. 

Inſoweit hierunter die Steuervorſchriften ſelbſt zu verſtehen ſind, 
fällt dieſe Geſetzesſtelle unwillkürlich auf; fie wird jedoch nach Leſung 
des nächſtfolgenden $ 14 ſogleich verſtändlich, indem es daſelbſt heißt: 

„Auch der Abgang eines böſen Vorſatzes befreit nicht 
von der geſetzmäßigen Strafe.“ 

Unſer Geſetzbuch ſteht ja, wie bereits früher erwähnt, auf dem 
Standpunkte, daß der böſe Vorſatz nur ein erſchwerender, der Irrthum, 
die Unwiſſenheit, der Mangel au Aufmerkſamkeit bei Uebertretung einer 
Steuervorſchrift blos ein mildernder Umſtand iſt. 

Da wir nun künftig vorſätzliche und fahrläſſige Steuer verkür⸗ 
zungen wenigſtens ſtrenge geſchieden wiſſen wollen, können wir nicht 
umhin, dem Beiſpiele des obgedachten Strafgeſetzentwurfes folgend, jeden 
Thatirrthum — und dies iſt eben auch die Unkenntniß oder irrige 
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Verjährung, daß der Thäter innerhalb der Verjährungsfriſt keine 
Gefällsübertretung begangen habe (im allgemeinen Strafgeſetze 
heißt es bei Verbrechen „kein Verbrechen“, bei Vergehen und Ueber— 
tretungen „weder ein Verbrechen, noch ein Vergehen oder eine Ueber— 
tretung“). 

Dieſe Vorausſetzung des Eintrittes der Verjährung hat in dem 
Entwurfe eines Strafgeſetzes über Verbrechen, Vergehen und Ueber: 
tretungen vom Jahre 1874 keinen Platz mehr gefunden und ganz mit 


Recht. Dies ſollen folgende, dem Berichte des über obige Regierungs- 


vorlage vom Abgeordnetenhauſe eingeſetzten Strafgeſetzausſchuſſes (S. 22) 
entnommenen, auch für unſeren Fall faſt überall zutreffenden Bemer— 
kungen darthun: 

„Nach dem geltenden Geſetze gibt ſich die Verjährung als ein 
Rechtsinſtitut zu Gunſten des Schuldigen; wenn eine gewiſſe Zeit 
ſeit der Verübung einer ſtrafbaren Handlung vergangen iſt, ohne daß 
der Thäter zur Verantwortung gezogen wurde, ſoll ihm die Strafe 


Auffaſſung der Steuervorſchriften (vgl. die S8 54 und 55 des Ent⸗ 
wurfes, ſowie die allgemeinen Bemerkungen hiezu, S. 49) — als 
Grund zur Ausſchließung des böſen Vorſatzes zu erklären. 

Etwas ganz anderes iſt der Rechtsirrthum in Anſehung des 
Straſgeſetzes ſelbſt. Mit der Unkenntniß oder irrigen Auffaſſung der 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes kann ſich ſelbſtverſtändlich niemand ent- 
ſchuldigen. 

Au dieſer Stelle möge im Vorübergehen des S 814 G. St. G. 
gedacht werden nämlich an die Berückſichtigung der in Unterſuchungs⸗ 
oder Verwahrungshaft zugebrachten Zeit bei der Urtheilsſchöpfung. Der⸗ 
ſelbe ſteht in vollſter Harmonie mit dem § 64 der Ausſchußanträge 
zum mehrerwähnten Strafgeſetzentwurfe; nur dürfte es nicht ſchaden, 
denſelben aus dem zweiten Theile des Geſetzbuches in den erſten, d. h. 
aus dem Strafproceſſe in das materielle Recht herüber zu nehmen, und 
durch den Zuſatz zu ergänzen, daß auch die ganze im Urtheile beſtimmte 
(Geld⸗ oder Freiheits-) Strafe als durch die Unterſuchungs- oder Ver⸗ 
wahrungshaft abgebüßt erklärt werden könne. 

Ein weiterer Strafausſchließungsgrund iſt die Wer jährung. 

Ueber die abſolute Nothwendigkeit dieſes Rechtsinſtitutes, ſelbſt 
hinſichtlich der Vollſtreckbarkeit einer bereits rechtskräftig zuerkannten Strafe, 
iſt jeder Zweifel geſchwunden: Die Alles heilende Zeit iſt auch hier in 
ihre Rechte getreten. 

In Frage kommen können demnach nur die Bedingungen des 
Eintrittes der Verjährung, insbeſondere die zu derſelben erforderlichen 
Zeiträume. 

§ 481 G. St. G. lautet: „Die Verjährung tritt ein, wenn die 
Bedingungen derſelben vorhanden und die zur Verjährung vor— 
gezeichneten Zeiträume verſtrichen find.” 

Im 8 482 G. St. G. findet man die für die einzelnen Gattungen 
von Gefällsübertretungen verſchiedenen Zeiträume der Verjährung 
verzeichnet; aber vergebens ſucht man in den folgenden Paragraphen 
nach den übrigen Bedingungen derſelben. 

Selbſtverſtändlich iſt die Bedingung der Verjährung, daß 
innerhalb der geſetzlichen Friſt die ſtrafbare Handlung nicht verfolgt, 
beziehungsweiſe die rechtskräftig zuerkannte Strafe nicht in Vollzug 
geſetzt worden iſt. 

Jeder nach der Strafproceßordnung geſtattete Verſolgungs- oder 
Unterſuchungs⸗, reſpeckive Strafvollzugsact, welcher gegen eine Perſon 
wegen einer begangenen Gefällsübertretung oder zufolge eines Straf— 
erkenntniſſes gerichtet iſt, unterbricht die Verjährung, aber nur rück— 
ſichtlich Desjenigen, gegen welchen der betreffende Schritt gemacht 
wurde. 

Die unterbrochene Verjährung beginnt auf's Neue von dem Tage, 
an welchem der letzte Verfolgungs- oder Unterſuchungs-, reſpective 
Strafvollzugsact vorgenommen worden iſt. 

War die Gefällsübertretung mit Handlungen oder Unterlaſſungen 
verbunden, welche nach dem allgemeinen Strafgeſetze als ſtrafbar ſich 
herausſtellen, ſo ruht die Verjährung bis zu Beendigung des allgemeinen 
Strafverfahrens. 

Dies ſind die Verjährungsgrundſätze des öſterreichiſchen Gefälls⸗ 
ſtrafgeſetzes, ausgedrückt mit den Worten des neuen Strafgeſetzentwurſes 
(vgl. deſſen 88 66 und 68). Nur fordert dasſelbe außerdem nach 
§ 487 Z. 3 und 491 3. 2 die (der Anordnung des § 229 lit. d, 
ſowie des $ 531 lit. c des geltenden Strafgefetzes über Verbrechen, 
Vergehen und Uebertretungen analoge) Bedingung zum Eintritte der 


geſchenkt werden, vorausgeſetzt, daß er ſich einer ſolchen Begünſtigung 
würdig gemacht hat“ (d. h., daß er innerhalb der Verjährungsfriſt 
keine Gefällsübertretung mehr begangen hat). 

„Der Entwurf dagegen betrachtet die Verjährung als ein Inſtitut 
zu Gunſten des Unſchuldigen. Sit eine längere Zeit ſeit der Ver— 
übung einer ſtrafbaren Handlung verſtrichen, ſo wird es einem Jeden, 
der zur Verantwortung gezogen wird, ſchwer, oft unmöglich ſein, ſeine 
Nichtſchuld zu beweiſen. Wenn plötzlich Belaſtungszeugen auftreten, die 
viele Jahre hindurch geſchwiegen haben, können die Entlaſtungszeugen 
inzwiſchen verſtorben ſein. Ihr Gedächtniß, ſowie das Gedächtniß 
des Angeklagten ſelbſt reicht nicht mehr aus, Urkunden und ſonſtige 
Papiere hebt ſelbſt der Vorſichtige nicht leicht ſein ganzes Leben hin— 
durch auf, ſie gehen im Laufe der Zeit verloren, und ſo kann der 
Unſchuldige in ſchweren Verdacht und in Strafe kommen. Das ſoll aber 
nicht ſein; die, wenn auch unverſchuldete Läſſigkeit der Strafjuſtiz ſoll 
Niemandem zum Schaden gereichen. 

Bei dieſer Auffaſſung des Inſtitutes der Verjährung kaun es 
ſelbſtverſtändlich nicht darauf ankommen, ob der Angeklagte ſich einer 
Begünſtigung würdig oder unwürdig gemacht hat. Er wird ja eben 
deshalb nicht verfolgt, weil man den möglicherweiſe Unſchuldigen nicht 
der Gefahr einer unverſchuldeten Verurtheilung ausſetzen will. Aller— 
dings kann es dabei geſchehen und wird vorkommen, daß auch der wirk— 
lich Schuldige hiedurch der verdienten Strafe entgeht. Es iſt aber ein 
Unterſchied, ob dieſe Begünſtigung des Schuldigen der Grund des Geſetzes 
iſt oder ob ein Geſetz, welches zum Schutze des Unſchuldigen geſchaffen 
wird, vermöge der Fehlerhaftigkeit aller menſchlichen Inſtitutionen auch 
dem Schuldigen zu gute kommt.“ 

Das eben Geſagte ſpricht zugleich auch dagegen, daß in Anſehung 
der Verjährungszeit ein Unterſchied zwiſchen Thäter, Mitſchuldigen und 
Theilnehmer gemacht werde, wie dies im § 483 G. St. G. geſchieht, 
indem zufolge dieſes Paragraphen die Verjährung der durch ein Straf— 
erkenntniß noch nicht ausgeſprochenen Strafe wegen Theilnehmung 
an einer Gefällsübertretung bereits nach Ablauf der Hälfte des für 
die Uebertretung, an der die Theilnehmung ſtattgefunden hat, vorge— 
zeichneten Zeitausmaßes eintritt. 

Zugleich mit dem Eintritte der Verjährung der Strafbarkeit eines 
Steuervergehens erloſcht anch die perſönliche Haftung des Thäters, 
reſpective Mitſchuldigen oder Theilnehmers, es wäre denn, daß dieſe 
auf einem anderen Titel, als dem des Strafgeſetzes beruhen würde; 
nicht ſo aber die ſächliche Haftung: Dieſe kann vielmehr noch über 
die Verjährungszeit hinaus für die nicht verjährten, oder ſonſt wie 
erloſchenen Geldſtrafen der übrigen an der ſtrafbaren Handlung betheiligten 
Perſonen haftend bleiben (vgl. die SS 492 ff. G. St. G.). 

Was die Verjährungsfriſten anbelangt, müſſen wir zwiſchen 
der Verjährung der Strafbarkeit der Handlung und der der Vollſtreck— 
barkeit der rechtskräftig erkannten Strafe unterſcheiden. 

Bezüglich letzterer befinden wir uns in Uebereinſtimmung mit dem 
neuen Strafgeſetzentwurfe vom Jahre 1874, wenn wir bei der, auf 
die neuen Strafausmaße ſinngemäß angewendeten Anordnung des § 490 
G. St. G. bleiben (nämlich ein Zeitraum von zehn Jahren für Geld— 
| ftrafen von wenigſtens 5000 fl. und ein Zeitraum von fünf Jahren, 

wenn auf eine geringere Geldſtrafe erkannt worden iſt), und nur für 
jene Fälle, in denen auf Geldſtrafen bis zu 300 fl. erkannt wurde, die 
geringſte Verjährungsfriſt von zwei Jahren beſtimmen. 


Dem Betrag von 5000 fl. als der Hälfte des höchſten bisherigen 
Strafausmaßes entſpricht eben nach den Ausführungen im vorhergehen⸗ 
den Artikel künftig ein ſolcher von 2000 fl. N 

Auf die Zeiträume zum Eintritte der Verjährung der Strafbarkeit 
von Steuervergehen wird die von uns gegebene Dreitheilung derſelben 
nicht ohne Einfluß bleiben können. Keinesfalls darf es bei den Beſtim⸗ 
mungen des $ 482 G. St. G. ſein Verbleiben haben. 


Für bloße Steuercontrolsvergehen wird ſich die kürzeſte 
bisherige Verjährungsfriſt von ſechs Monaten, die auch im mehr⸗ 
erwähnten Strafgeſetzentwurfe als ſolche (bei Uebertretungen) angenommen 
wurde, anempſehlen laſſen. en 

Bei Steuerverkürzungen wird man — ohne Unterſchied, ob 
ſie vorſätzlich oder fahrläſſig begangen worden ſind — im Allgemeinen 
den Verjährungstermin von zwei (oder höchſtens drei) Jahren annehmen 
können. 

Aus praktiſchen Gründen wird man aber zu Gunſten der Stempel⸗ 
gefällsverkürzungen (d. h. der Verkürzungen von Abgaben, welche mittelſt 
des Stempels eingehoben werden) eine Ausnahme machen und etwa die 
bisherige Verjährungsfriſt von fünf Jahren belaſſen müſſen, was 
man um ſo eher thun kann, als derartige Steuervergehen lang andauernde, 
ſichtbare Spuren hinterlaſſen und ſelbſt nach fünf Jahren noch mit 
Leichtigkeit die ſchuldigen Perſonen erkennen laſſen. 

Keinen Unterſchied zwiſchen vorſätzlichen und fahrläſſigen Steuer— 
verkürzungen zu machen, iſt deshalb rathſam, weil es nicht angeht, vor— 
läufig eine genaue Erhebung über die Vorſätzlichkeit der begangenen 
Handlung blos zu dem Behufe zu pflegen, um hinterher vielleicht den als 
ſchuldig Erkannten wegen eingetretener Verjährung laufen zu laſſen. 
Die Schwierigkeit der Wahrheitserforſchung iſt ja eben der Rechtsgrund 
der Verjährung. (Dieſer Umſtand ſpricht ebenfalls gegen die weiter oben 
bekämpfte Unterſcheidung vom Thäter, Mitſchuldigen und Theilnehmer 
hinſichtlich des Verjährungstermines). 

Ueberhanpt muß man die Forderung ſtellen, daß die Bedingungen 
zum Eintritte der Verjährung möglichſt einfach ſeien, um unnütze Schritte 
des Verfahrens möglichſt zu vermeiden. 

Das öſterreichiſche Gefällsſtrafgeſetz läßt bezüglich der Verjährung 
eine mitunter empfindliche Lücke übrig (und zwar im § 490), nämlich 
für den Fall, als das Straferkenntniß zwar bereits geſchöpft, aber noch 
nicht rechtskräftig geworden ift: In dieſer Zwiſchenzeit kann nach 
ſtrietem Rechte die Verjährung nicht eintreten. 

Dieſe Lücke iſt als ein Mangel des Geſetzes zu erklären, welcher 
leider auch dem Entwürfe eines neuen Strafgeſetzes über Verbrechen, 
Vergehen und Uebertretungen inſofern anhängt, als die Verjährung einer 
noch nicht rechtskräftig zugeſprochenen Strafe ſich nur ſchwer unter den 
8 66, reſp. § 68 ſubſumiren läßt, da der Urtheilsſpruch weder ein 
Verſolgungs- noch ein Unterſuchungsact iſt und der Fall einer Urtheils- 
ſchöpfung in absentia auch im mündlichen Verfahren ſich ergibt. ſſiehe 
die 88 427, 459 und 460 der Strafproceßordnung vom 23. Mai 
1873, R. G. Bl. Nr. 119). 

Dieſem Uebelſtande iſt durch die Beſtimmung abzuhelfen, daß die 
Strafbarkeit eines Steuervergehens (einer ſtrafbaren Handlung) auch 
dann verjähre, wenn das Straferkenntniß zwar geſchöpft worden, aber 
nicht in Rechtskraft erwachſen iſt; dieſe Verjährung werde aber durch 
jeden Appellationsſchritt, ſowie durch die Intimation der inſtanzmäßigen 
Entſcheidungen unterbrochen, worauf die Verjährungsfriſt von Neuem 
zu laufen beginnt. 

Die Verjährungsfriſten ſind aus naheliegenden Gründen dieſelben, 
wie jene für die Verjährung wegen unterbliebener ſtrafrechklicher Ver⸗ 
folgung. 

Wir haben bereits früher es auf indirectem Wege ausgeſprochen, 
daß der vor der rechtskräſtigen Entſcheidung des Straffalles erfolgende 
Tod einer Perſon dieſelbe ſowohl von der Strafe, als von der per— 
ſönlichen Haftung befreit. 

Anläßlich der Erörterungen über den „Verſuch“ werden wir 
ſchließlich Gelegenheit finden, einen letzten Strafausſchließungsgrund auf⸗ 
zuführen, der jedoch mehr ſtraf politiſcher als ſtrafrechtlicher 
Natur iſt. 

(Weitere Artikel folgen.) 


Im 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Begrenzung der Conceſſion des Verſchleißes von Giften und 
Medicinalkräͤutern. 


Der Gemifchtwaarenhändler Moſes G. in M. erhielt von der 
Bezirkshauptmannſchaft in M die angeſuchte Conceffion zum Betriebe 
des Droguen⸗ und Kräuterverſchleißes. Der ausgeſtellte Gewerbsſchein 
lautete auf Bewilligung zum Verſchleiße von Droguen- und Medicamenten⸗ 
artikeln. 


Gegen dieſe Verleihung recurrirten der Apotheker in M. und 
das Apotheker-Gremium in K. bei der Statthalterei. 

Die Statthalterei hat nach Anhörung des Landes-Sanitätsrathes, 
der einerſeits das Bedürfniß zur Errichtung einer Chemikalienhandlung 
für nicht erwieſen erklärte, andererſeits die erforderlichen Kenntniſſe zum 
Gift⸗ und Medicinalkräuterverſchleiße bei G. nicht für nachgewieſen erachtete, 
außerdem noch beſorgte, daß ſich G. unter dem Deckmantel eines 
Materialiſten mit Kurpfuſcherei beſchäftigen werde, dem Recurſe Folge 
gebend, die Conceſſion zum Verkaufe von Kräutern und Heilmitteln 
rückgängig gemacht. 


Gegen dieſe Entſcheidung legten die Gemeinde M. eine Beſchwerde 
und Moſes G. den Miniſterialrecurs vor. G. bemerkt in ſeinem Recurſe, 
daß ein Mißverſtändniß obwalten müſſe, indem ihm thatſächlich eine 
andere Conceſſion verliehen, eine andere genommen wurde. Er habe um 
die Conceſſion zum Verſchleiße von Giften und Medicinalkräutern im 
Sinne des § 27 G. O. nie gebeten und im Protokolle am 3. Auguſt 
1879 die Artikel angegeben, welche er zu verſchleißen beabſichtige. Sein 
bisheriger Verſchleiß beſchränke ſich lediglich auf jene Artikeln, welche 
einzig und allein von Handwerkern gekauft werden, außerdem verkaufe 
er Oele, Seidlitzpulver, Moriſon'ſche Pillen, Leberthran und jene zwei 
oder drei Theegattungen, welches ſchließlich jedes alte Weib in der 
Umgebung ſammelt, beſitzt und verkanſt. 


Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 26. Juni 1881, 
3. 5858, nachſtehend entſchieden: 

„Das Minifteriun findet über die Beſchwerde des Gemeindevor— 
ſtandes von M. und des Gemiſchtwaarenhändlers Moſes G. gegen die 
Entſcheidung der Statthalterei, mit welcher die dem Moſes G. von 
der Bezirkshauptmannſchaft M. ertheilte Conceſſion zum Verkaufe von 
Medicinalartikeln und Heilkräutern demſelben entzogen wurde, zu 
erkennen, daß die von der Bezirkshauptmannſchaft ertheilte Conceſſion 
nach den Beſtimmungen der Gewerbeordnung § 16 Punkt 13 und 
§ 27 unzuläſſig ift, indem nach dem Wortlaute dieſer Beſtimmungen 
ſelbſtverſtändlich bei Vorhandenſein der geſetzlichen Bedingungen nur 
„der Verſchleiß von Giften und Medicinalkräutern“ keineswegs aber 
der Verkauf „von Kräutern und Heilmitteln“ den Gegenſtand der 
Conceſſionsertheilung bilden kann. 


Die Bewilligung zum Verſchleiße von Medicinalkräutern nach 
$ 27 der G. O. konnte dem G. ebenſowenig ertheilt werden, weil das 
beigebrachte bezirksärztliche Zeugniß nicht als ein genügender Nachweis 
der zum Verkaufe von Medicinalkräutern nöthigen Kenntniſſe angeſehen 
werden kann. 


Es wird daher die Entſcheidung der Statthalterei, inſoferne mit 
derſelben dieſe Conceſſion aufgehoben wurde, aufrecht erhalten, dagegen 
aber in Abänderung der Begründung derſelben bemerkt, daß der Handel 
mit Chemikalien unter Ausſchluß der Gifte keiner Conceſſion bedarf und 
daß auch der Verſchleiß von Droguen bei Ausſchluß von Giften und 
Medicinalkräutern zu jenen freien Gewerben zählt, welche gegen bloße 
Anmeldung betrieben werden können. 


Hievon iſt Recurrent zu verſtändigen und iſt demſelben zugleich 
verweiſend bekannt zu geben, daß die nach Inhalt feines Minifterial- 
Recurſes von ihm namhaft gemachten und zum Verſchleiße gehaltenen 
Artikel: Seidlitzpulver, Moriſon'ſche Pillen, Theegattungen ſolche ſind, 
die nach den beſtehenden Vorſchriften ausſchließlich zu den, den Apothekern 
vorbehaltenen Medicinalartikeln gehören und daß daher derſelbe den 
Verſchleiß dieſer Artikel geſetzwidrig betrieben hat.“ R. 


Geſetze und Berordnungen. 
1881. J. Quartal. 


die im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 


Stück. Ausgeg. am 22. März. 


Reichsgeſetzblatt für 


IX. 


19. Vertrag vom 19. Juli 1880 wegen gegenſeitiger Gewährung des 
Armenrechtes zwiſchen Oeſterreich-Ungarn und Belgien. 

20. Geſetz vom 26. Februar 1881, wodurch das Miniſterium der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder zum Abſchluſſe eines Ueberein⸗ 
kommens wegen Vermehrung der Kupferſcheidemünze mit dem Miniſterium der 
Länder der ungariſchen Krone ermächtigt wird. 

X. Stück. Ausgeg. am 31. März. 

21. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 7. März 1881, betreffend 

die gleichförmige Einrichtung und Ueberwachung der Signalmittel auf Grund 


der Vorſchriften zur Vermeidung von Seeunfällen durch Zuſammenſtoß von 
Schiffen. 

22. Verordnung des Juſtizminiſterinms vom 14. März 1881, betreffend 
die Zuweiſung der Gemeinden Chodnowice, Tyszkowice und Chraplice zu dem 
Sprengel des ſtädt.⸗deleg. Bezirksgerichtes Przemysl in Galizien. 

23. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 25. März 1881, betreffend 
die Errichtung von Zollſtellen mit dem Wirkungskreiſe von Nebenzollämtern 
II. Claſſe zu Proſtceni-Kamen, zu Liſijeiak und zu Szent-Rochus. 

24. Geſetz vom 30. März 1881, betreffend die Forterhebung der Steuern 
und Abgaben, dann die Beſtreitung des Staatsaufwandes während der Monate 
April und Mai 1881. 

25. Geſetz vom 30. März 1881, betreffend die Abänderung der für das 
Reclamationsverfahren bei Regelung der Grundſteuer geltenden Termine. 


Landes-Geſetz- und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Euns. 


I. Stück. Ausgeg. am 11. Jänner. 

1. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 15. December 1880, 3. 44.226, betreffend die Handhabung 
des Wildſchongeſetzes vom 19. Februar 1873, L. G. Bl. Nr. 31. 

2. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Deſterreich 
unter der Enns vom 26. December 1880, Z. 47.513, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung erhöhter Umlagen in den Gemeinden Würnsdorf, Ratzenberg, 
Freifchling und Hirſchbach. 

3. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 26. December 1880, Z. 47.515, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung erhöhter Umlagen in den Gemeinden Pottſchach, Schlagles, Auſſer⸗ | 


Ochſenbach und Krummnußbaum. 

4. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 26. December 1880, 8. 47.516, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung erhöhter Umlagen in den Gemeinden Gaaden, Krumbach und 
Hintersdorf. 

II. Stück. Ausgeg. am 15. Jänner. 

5. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 27. December 1880, 8. 48.184, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung erhöhter Umlagen in den nachbenannten Gemeinden. 

6. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 27. December 1880, Z. 48.185, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung erhöhter Umlagen in den Gemeinden Klein-Schweinbarth, Pyhra 
und Groß⸗Pertholz. 

7. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 27. December 1880, Z. 48.187, betreffend die Bewilligung | 
zur Einhebung erhöhter Umlagen in den Gemeinden St. Anton a. d. Jeßnitz, 
Finſternau und Brand. 

8. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 30. December 1880, Z. 48.700, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung erhöhter Umlagen in den nachbenannten Gemeinden. 

9. Kundmachung der k. k. niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection 
vom 30. December 1880, Z. 2664 Pr., betreffend die Termine zur Einzahlung 
der directen Steuern für das Jahr 1881. | 

10. Kundmachung des niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſes vom 31. De⸗ 
cember 1880, 3. 26.150, betreffend die Einhebung der Landesumlage für den 
Landes- und Grundentlaſtungsfond für das Jahr 1880. i 


0 


11. Kundmachung des niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſes vom 31. De⸗ 
cember 1880, 3. 26.151, betreffend die Einhebung der Landesumlage für den 
Landes⸗ und Grundentlaſtungsfond für das Jahr 1881. 

III. Stück. Ausgeg. am 28. Jänner. 

12. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 4. Jänner 1881, Z. 49.120, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung erhöhter Umlagen in den Gemeinden Großpoppen, Senftenberger⸗ 
amt, Hörnſtein, Rohrbach und Waidhofen a. d. Ybbs. 

13. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Euns vom 4. Jänner 1881, Z. 49.121, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung erhöhter Umlagen in den nachbenannten Gemeinden. 

14. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 7. Jänner 1881, Z. 49.309, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung erhöhter Umlagen in den Gemeinden: St. Georgen am Reith, 
Weiſſenbach bei Mödling, Pöggſtall, Preinsbach, Speiſendorf, Grillenberg, Otten⸗ 
ſchlag und Wetzleinsdorf. 

15. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 13. Jänner 1881, 3. 1235, betreffend die Feſtſetzung der 
Verpflegstaxe im öffentlichen Krankenhauſe zu Weißkirchen. 

16. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 14. Jänner 1881, Z. 49.359, betreffend die vom Militär- 
ärar und aus Landesmitteln im Jahre 1881 zu leiſtende Vergütung für die 
der Mannſchaft auf dem Durchzuge von den Quartierträgern gebührende Mit- 
tagskoſt. 

17. Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums vom 29. December 1880, 
3. 20.068, betreffend die Ausdehnung der Gerichtsbarkeit in Strafſachen des 
ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksgerichtes Alſergrund auf den Sprengel des ſtädtiſch-dele⸗ 
girten Bezirksgerichtes Innere Stadt Wien. 

IV. Stück. Ausgeg. am 5. Februar. 

18. Kundmachung des k k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 16. Jänner 1881, 3. 48.559, betreffend die Evidenzhaltung 
und Ueberwachung der Findlinge durch die Gemeinden. 

V. Stück. Ausgeg. am 11. Februar. 

19. Geſetz vom 29. December 1880, womit für das Erzherzogthum 

Oeſterreich unter der Enns Jagdkarten eingeführt werden. 
VI. Stück. Ausgeg. am 17. Februar. 

20. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 10. Februar 1881, 3. 1706, betreffend die Aushebung der 
Rekrutencontingente für das Jahr 1881. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium des Innern Lud— 
wig Ritter v. Spaun den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes tayfrei 
verliehen. 

beg. Majeſtät haben den Statthaltereirath der oberöſterreichiſchen Statt- 
halterei Auguſt Freiherrn Plappart v. Leenheer zum Sectionsrathe im 
Miniſterium des Innern ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
bekleideten Miniſterialſecretär im Miniſterium des Innern Johann Maldoner 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Polizeirathe der Wiener Polizeidirection Joſeph 
Dorninger anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines Regierungsrathes 
taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Ignaz Stroner den Titel 
und Charakter eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Joſeph Ebner zum Bezirkshauptmanne und den Bezirks⸗ 
commiſſär Vigil Kofler zum Statthaltereiſecretär in Tirol ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Ignaz Schlierholz zum Oberingenieur und den Bauadjuncten Karl 
Moth zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Niederöſterreich ernannt. 


Erledigungen. 

Bezirksſecretärsſtelle in Oberöſterreich in der zehnten, eventuell eine Statt- 
haltereikanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Mitte December. (Amtsbl. 
Nr. 228) er 

Bauadjunctenſtelle für den Staatsbaudienſt im Herzogthume Salzburg in 
der zehnten Rangsclaſſe, bis 12. November. (Amtsbl. Nr. 230.) 


BEE Diezu als Beilage: Bogen 20 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. SEE 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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